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Einführung

Kurz nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges erreichten sow-
jetische Spezialeinheiten (hauptsächlich Geologen und andere 
Wissenschaftler) das Gebiet der späteren DDR. Ihr Ziel war die 
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Beschlagnahmung von Uranvorräten und Spezialausrüstungen 
sowie die Suche nach deutschen Experten, die am Atomprojekt 
der Nationalsozialisten mitgearbeitet hatten. Da die Sowjetuni-
on Mitte der 1940er Jahre nur über wenige eigene Uranvorkom-
men verfügte, kam der Erkundung und Erschließung neuer 
Uranlagerstätten eine zentrale Bedeutung zu, um den Engpass 
schnellstmöglich zu überwinden.1 Nach den amerikanischen 
Atombombenabwürfen am 6. und 9. November 1945 auf die ja-
panischen Städte Hiroshima und Nagasaki beschleunigte sich 
das nukleare Wettrüsten der Supermächte. Moskau war bestrebt, 
das Atombombenmonopol der USA zu brechen und suchte nach 
einer ausreichenden Rohstoffbasis für die eigene Atomindustrie.
Nur wenige Jahre nach der Ankunft sowjetischer Spezialisten 
in der sowjetischen Besatzungszone (SBZ) testete Moskau am 
29. August 1949 seine erste Atombombe. Ende 1945 hatten auch 
in Sachsen sowjetische Geologen damit begonnen, gezielt nach 
Uranerzvorkommen zu suchen. Das Resultat dieser Suche war 
die Erschließung und Ausbeutung eines der größten Uranberg-
baugebiete in einem der am dichtesten besiedelten Gegenden 
in Europa.2 Somit war es Moskau gelungen, innerhalb kürzester 
Zeit die sogenannte „Uranlücke“ zu den USA zu schließen.
Schon im frühen Mittelalter wurde im Erzgebirge Erz- und Mi-
neralstoffbergbau betrieben. Später kamen Steinkohle- und Kup-
ferbergbau hinzu.3 Dadurch gelangten große Mengen Abraum 
mit hohen Konzentrationen an natürlichen Radionukliden und 
weitere Schadstoffe in die Umwelt. Diese Situation verschärfte 
sich erheblich mit dem Beginn des intensiven Uranerzbergbaus 
nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges. In den späten 1940er 
und frühen 1950er Jahren wurde im Berg- und Hüttenwesen all-
gemein wenig Rücksicht auf Mensch und Natur sowie deren 
ökologische Belastungen genommen. Bis Ende 1953 war die So-
wjetischen-Aktiengesellschaft (SAG) Wismut für den Uranberg-
bau in Sachsen und Thüringen verantwortlich. Zuvor hatte man 
bis Ende 1947 alle für den Uranbergbau in Frage kommenden 
Bergverwaltungen einschließlich ihrer Gruben und Einrichtun-
gen enteignet und in sowjetisches Eigentum überführt. Im Janu-
ar 1954 wurde dann die Sowjetisch-Deutsche-Aktiengesellschaft 
(SDAG) gegründet, an der Moskau und Ostberlin zu gleichen 
Teilen beteiligt waren.4

Als sowjetisch-deutsche Aktiengesellschaft entzog sich der Uran-
erzbergbau der Wismut nicht nur häufig den staatlich-umwelt-

Environmental policy in uranium ore mining 
at SAG/SDAG Wismut in the GDR

Between 1946 and 1990, the joint Soviet-East German stock company 
Wismut produced an enormous amount of uranium for Moscow and 
its nuclear weapons program. The uranium exploitation in East Ger-
many did not consider special safety measures necessary to prevent 
radiological hazard to the population and environment. Instead, it led 
to severe air, water and soil pollution as well as the pollution of the 
biosphere in a very densely populated area. 
The exploitation of uranium in East Germany made a quick develop-
ment of the Soviet nuclear bomb possible, and provided a steady sup-
ply to increase the quality and quantity of the Soviet nuclear arsenals. 
After the termination of mining and milling sites legal provision for 
proper decommissioning and rehabilitation were often lacking. In 
most cases, the sites were abandoned with only a minimum amount of 
safety and re-cultivation measures. 
In 1991 uranium ore mining finally ended in East Germany. In the 
following years up to today, an enormous financial, technological and 
scientific commitment took place in order to deal with this environ-
mental disaster and to remediate the wasted landscapes. This again led 
to the development of new technologies and methods of remediation, 
recycling and reclamation. However, the development of new techno-
logies and methods to deal with the environmental consequences of 
uranium ore mining in East Germany did not just begin after the 
decommissioning of mining and milling sites in 1991. Already, in the 
1970s and 1980s the Wismut developed new methods to cover tailing 
ponds and mine dumps, to implement wastewater treatment from lea-
ching and to remediate entire landscapes. 
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her Zuwachsraten ausgerichtet war. Bei Lenin spielte der Na-
tur- bzw. Umweltschutzgedanke nur eine untergeordnete Rolle, 
denn das Hauptaugenmerk lag auf der wirtschaftlichen Entwick-
lung. Unter Stalin dominierte dann die Vorstellung vom Men-
schen als absolutem Herrscher über die Natur. Dieses Ideolo-
gem wurde erst nach seinem Tod 1953 zugunsten pragmatischer 
Ansätze aufgegeben.14 Die ideologischen Vorgaben begrenz-
ten demzufolge die Herausbildung von Handlungsalternativen 
und neuen Strategien zur Problemlösung erheblich. Ebenso wur-
den bis in die 1980er Jahre ideologische Neuinterpretationen der 
marxistisch-leninistischen Axiome kaum vorgenommen. Jegli-
che Probleme wurden überwiegend unter ökonomischen Aspek-
ten betrachtet und die Umweltpolitik immer einer Kosten-Nut-
zung-Erwägung untergeordnet. Daraus resultierte, dass die 
Umweltschäden keinen Einfluss auf die Wirtschaftsbilanzen hat-
ten und auch in die Wirtschaftspläne kaum Eingang fanden. Zu-
dem fanden Umweltprobleme keine offizielle Anerkennung und 
mussten außerdem im theoretischen Kontext des Marxismus-Le-
ninismus erklärt werden.15 
Ein zweiter Aspekt war die unzureichende ökonomische Bewer-
tung der Naturressourcen. Dies und die gleichzeitige Ineffizienz 
der DDR-Wirtschaft führten schnell zu einem enorm hohen Res-
sourceneinsatz. Einerseits verzichtete das SED-Regime fast voll-
ständig auf alle zu importierenden Energieträger und war somit 
darauf angewiesen, die Energieversorgung mit der Verbrennung 
der umweltschädlichen heimischen Braunkohle zu gewährleis-
ten. Andererseits verhinderte die zunehmende Abkopplung 
vom internationalen technischen Fortschritt den Import moder-
ner Materialien und Technologien für die Industrie und den Um-
weltschutz.
Drittens begünstigten das Fehlen wirksamer ökonomischer An-
reize für den Umweltschutz sowie der geringe ökologische und 
technische Entwicklungsstandard ebenfalls die minimale Um-
setzung von Umweltschutzvorgaben in der DDR. Allgemein be-
stand bei den Verantwortlichen der Betriebe wenig Interesse, 
Ressourcen zu sparen, da aufgrund des Systems der festgelegten 
Preise und Tarife kaum über die eigenständige Verwendung fi-
nanzieller Mittel frei entschieden werden konnte.
Aber auch die unzureichende Durchsetzung der Umweltgesetz-
gebung trug dazu bei, dass die gravierenden Umweltprobleme 
nur wenig begrenzt wurden. Trotz einer Umweltgesetzgebung, 
die international mit anderen durchaus vergleichbar, ja sogar 
sehr fortschrittlich war, existierten keine hinreichenden legisla-
tiven, sanktionellen, administrativen und ökonomischen Vorkeh-
rungen zu ihrer Durchsetzung. Zudem führte die Vielzahl von 
umweltrelevanten Behörden und Gremien regelmäßig zu Kom-
petenzüberschneidungen. Die Aufgaben wurden häufig von ei-
ner Stelle an die nächste weitergegeben und letztendlich nicht 
durchgeführt, da kaum oder keine Koordination der Behörden 
untereinander stattfand.
Beispielhaft für die Kompetenzschwäche vieler Umweltbehör-
den war das am 1. Januar 1972 gegründete Ministerium für Um-
weltschutz und Wasserwirtschaft (MUW). Das Ministerium war 
zwar für die wachsenden Aufgaben des Umweltschutzes und 
der Landeskultur zuständig, hatte aber keine strukturelle Anbin-
dung an den SED-Parteiapparat und somit kaum eigene Hand-
lungsmöglichkeiten. Normalerweise besaß jedes Ministerium 
der DDR im Parteiapparat der SED eine Spiegelinstitution in 
Form von sogenannten ZK-Abteilungen. Das MUW war jedoch 
durch keine entsprechende ZK-Abteilung im Parteiapparat ver-
treten und auch der Leiter Hans Reichelt16 war nicht Mitglied der 

politischen Zugriffen,5 auch wurden die mit der Uranerzgewin-
nung einhergehenden Umweltbelastungen in den Anfangsjahren 
kaum zur Kenntnis genommen. Obwohl in den folgenden Jahr-
zehnten die Ausmaße der Umweltbelastungen kontinuierlich 
zunahmen und auch den Verantwortlichen in Führungsposi-
tionen bekannt waren, spielten die damit einhergehenden Pro- 
bleme eine eher untergeordnete Rolle. Bis zu ihrer Liquidierung 
am 1. Januar 19916 hatte der Uranbergbau durch die SDAG Wis-
mut gravierende Konsequenzen für die Menschen, die es förder-
ten, für die Menschen, die in der Nähe der Schächte, Halden und 
Aufbereitungsanlagen lebten, für die gesamte Umwelt, die die 
Betriebsanlagen umgab und für den Rest der Welt.
In der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts war der Uranerzberg-
bau im tschechoslowakischen Jachymov an der Grenze zu Sach-
sen die weltweit größte Quelle für Uran. Ende März 1945 unter-
zeichnete die tschechoslowakische Exilregierung einen Vertrag 
mit der Sowjetunion, der alle Rechte über den Abbau und den 
Transport in die Sowjetunion an Moskau übertrug.7 Der Zugang 
zu den Uranerzvorkommen in Jachymov war wichtig für das so-
wjetische Atomprojekt, aber erst die Besetzung der Gebiete der 
späteren DDR brachte langfristige Vorteile für das sowjetische 
Atomprojekt – neue Ausrüstung, Wissenschaftler und vor allem 
extensive Uranvorkommen.8 Verteilt über ein Gebiet von West-
sachsen bis Ostthüringen wurde in den kommenden Jahrzehnten 
Uranerz abgebaut, verarbeitet, aufbereitet und schließlich in die 
Sowjetunion transportiert.9

Die Wismut und der Umweltschutz in der DDR

In den Anfangsjahren der Wismut AG spielte die Sorge um die 
Strahlenbelastung oder sonst eine Art von Umweltschutz keine 
Rolle. Erst die Gründung der SDAG Wismut im Januar 1954 er-
möglichte einen langfristigen und planmäßigen Uranerzbergbau. 
Damit waren überhaupt erst die strukturellen Voraussetzungen 
geschaffen, sich in irgendeiner Art und Weise mit Ansätzen des 
Umweltschutzes im Uranbergbau zu beschäftigen. Die „innova-
tiven Ansätze und positiven Elemente“ der DDR-Umweltpolitik, 
sowie die „ökologischen Binnenanalysen“ der 1950er und 1960er 
Jahren führten zwar zu entsprechenden politischen Maßnah-
men,10 verpufften jedoch aufgrund der Verschlechterung der au-
ßenpolitischen und wirtschaftlichen Lage der DDR in den 1970er 
Jahren fast völlig. Die von Walter Ulbricht am 8. April 1968 un-
terzeichnete Verfassung der DDR enthielt bereits zu diesem Zeit-
punkt in Artikel 15 in allgemeiner Form das, was wenige Jahre 
später in dem Begriff Umweltschutz zusammengefasst wurde.11 
Das im Mai 1970 verabschiedete Landeskulturgesetz war zwar 
vorbildlich und eines der ersten seiner Art, setzte sich aber das 
planmäßige Gestalten der Natur zum Ziel und hielt zudem den 
Vorrang der wirtschaftlichen Interessen fest.12 Ein weiterer Mei-
lenstein in der DDR Umweltpolitik war die Gründung des Mi-
nisteriums für Umweltschutz und Wasserwirtschaft (MUW) im 
Jahr 1972. Ende der 1970er Jahre geriet der zunächst fortschritt-
liche Gesetzgebungs- und Institutionalisierungsprozess im Be-
reich der Umweltpolitik ins Stocken, und die wirtschaftliche 
Entwicklung der DDR wurde auf Kosten des Umweltschutzes 
weiter forciert. Das Versagen des Umweltschutzes in der DDR 
kann auf drei zentrale Ursachen zurückgeführt werden.13

Erstens hatte der Umweltschutz in der Wirtschaftspolitik der 
DDR keine Priorität, da das marxistisch-leninistischen Wirt-
schaftssystem komplett auf die Produktion und das Erzielen ho-
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SED. Diese Umstände machten eine innerparteiliche Themen-
setzung schwierig. Die politische Anleitung erfolgte somit über 
den Sekretär für Wirtschaft und die Abteilung für Grundstoffin-
dustrie im ZK der SED. Zudem gab es bei der sowieso schon in-
konsequenten Umsetzung des Landeskulturgesetzes zahlreiche 
Ausnahmen und kaum Sanktionen für Vergehen. Mit der Ent-
scheidung Günter Mittags17, die jährlich angefertigten Umwelt-
berichte der DDR im Jahr 1982 als vertrauliche Verschlusssache 
(VVS) zu erklären, war ein unabhängiges Umweltmonitoring18 
so gut wie unmöglich. Hinzu kam, dass die Betriebe der Wis-
mut fast alle Umweltkontrollen selbst durchführten und demzu-
folge außerhalb der Öffentlichkeit lagen. Um die verschiedenen 
Aspekte der Entwicklung der Umweltprobleme im Uranerzberg-
bau einordnen und bewerten zu können, müssen nicht nur das 
politische System, die Gesetzgebung und die Wirtschaftsstruk-
tur, sondern auch die Wertorientierung und historische Entwick-
lung der Umweltpolitik in der DDR betrachtet werden. Diese Be-
reiche überschneiden und beeinflussen sich und sind gleichzeitig 
auch voneinander abhängig.
Obwohl der Umweltschutz seit 1968 in der Verfassung der DDR 
verankert war, immer wieder Umweltschutzkommissionen im-
plementiert wurden und auch durch das Landeskultur-, Strah-
lenschutz-, Berg- und das Atomgesetz ein rechtlicher Rahmen 
geschaffen wurde, wurden die ökologischen Probleme im Ge-
biet der Wismut kaum als Folge des Uranerzbergbaues wahr-
genommen. Der erste Umweltbericht der SDAG Wismut wurde 
1959 durch eine Gruppe sowjetischer Wissenschaftler bereitge-
stellt und befasste sich mit der radioaktiven Kontaminierung des 
Oberflächen- und Grundwassers in der Nähe der Industriel-
len Absetzanlage (IAA) Crossen. Die Werte waren so alarmie-
rend, dass die Untersuchung auf zwei weitere Objekte in Frei-
tal und Ronneburg ausgeweitet wurde.19 Der Dammbruch der 
IAA Crossen im April 1961 veranlasste die SDAG Wismut zu ei-
ner weiteren Studie über die Umweltsituation in den Uranberg-
baugebieten. Die Ergebnisse der zweijährigen Aufarbeitung do-
kumentierten erneut die enormen Belastungen der Gewässer im 
Einzugsbereich der Wismut-Objekte. Erstmals wurden die durch 
den Uranerzbergbau verursachten Umweltprobleme und -belas-
tungen benannt und konkrete Empfehlungen für Veränderun-
gen vorgeschlagen.20 In den folgenden Jahren fertigte die SDAG 
Wismut immer wieder umfangreiche Berichte an, die die Um-
weltsituation in den Betrieben, in den industriellen Aufberei-
tungsanlagen und im gesamten Wismut-Gebiet und Umgebung 
dokumentierten und bewerteten. Konkrete Reaktionen der SED 
und vollumfängliche Umweltschutzmaßnahmen erfolgten je-
doch kaum. Das am 7. Dezember 1962 unterzeichnete Abkom-
men zwischen der DDR und der Sowjetunion vereinbarte, alle 
Aufwendungen für die Nutzung von Grundstücken und Aus-
gaben für deren Rekultivierung nunmehr gemeinsam zu tragen. 
Trotz der gemeinsamen Verantwortung für die Rekultivierung 
wurden nur wenige Ansätze für Sanierung und Wiederurbarma-
chung umgesetzt. 
Um die Maßnahmen und Initiativen auf ihre Umsetzung und 
möglichen Erfolge im weiteren Verlauf des Teilprojekts „Um-
weltpolitik im Uranerzbergbau der SAG/SDAG Wismut in der 
DDR“ im Rahmen des Forschungsverbundes „Umweltpolitik, 
Bergbau und Rekultivierung im deutsch-deutschen Vergleich: 
Das Lausitzer Braunkohlenrevier, die Wismut und das Ruhrge-
biet (1949-1989/2000)“ bewerten zu können, müssen die Begriffe 
Wiederurbarmachung, Wiedernutzbarmachung, Rekultivierung 
und Sanierung genau definiert werden.21 Wie und zu welchem 

Zeitpunkt wurden diese Begrifflichkeiten innerhalb der Umwelt-
gesetzgebung, der SDAG Wismut und der Partei- und Staats-
führung der DDR verstanden und gebraucht? Gab es unter-
schiedliche Bewertungen und Nutzungen dieser Begriffe bei den 
verschiedenen Institutionen?

Fragestellungen

Der Uranerzbergbau der sowjetischen und später sowje-
tisch-deutschen Aktiengesellschaft kontaminierte alle Umwelt-
medien (Lithosphäre, Atmosphäre, Hydrosphäre und Biosphäre) 
und schuf komplexe Umweltprobleme und Schäden. Diese wa-
ren räumlich oft außerordentlich differenziert. Die zahlreichen 
Standorte der Wismut beinhalteten vielschichtige Bergbauobjek-
te (oftmals auch an einem Standort), die qualitativ und quantita-
tiv in einem unterschiedlichen Maß zur Belastung beitrugen. Aus 
den internationalen, nationalen und regionalen Rahmenbedin-
gungen des Uranerzbergbaus der SDAG Wismut resultieren vier 
zentrale Fragekomplexe. 
Der erste Themenbereich befasst sich mit der Wahrnehmung der 
gesamten Umweltproblematik im Wismut-Gebiet. Wann wurden 
die ersten Effekte und Belastungen auf die Umwelt (Boden, Was-
ser, Luft, lebende Natur) wahrgenommen? Waren die Umwelt-
probleme bekannt? Welchen Akteuren in welcher Position waren 
sie bekannt? 
Der zweite Fragekomplex analysiert die Weitergabe von Infor-
mationen und Daten über die bestehenden Umweltprobleme. Es 
wird davon ausgegangen, dass den Wissenschaftlern der SDAG 
Wismut die Umweltprobleme und Folgen des Uranerzbergbaus 
durchaus bekannt waren. Wurde dieses Wissen an die Entschei-
dungsträger der Wismut (Leitungs- und Betriebsebene) sowie 
im Staats- und Parteiapparat der SED herangetragen? Auf wel-
cher Ebene fand die Weiterleitung von Informationen statt? Wer 
hat den Umweltschutz gegenüber der SDAG Wismut und dem 
SED-Regime vertreten? 
Der dritte Fragenbereich beschäftigt sich mit den Reaktionen auf 
die Informationen der Umweltbelastungen. Welche Maßnah-
men wurden unternommen, und welche Konzepte für besseren 
Umweltschutz und mögliche Rekultivierungs- und Sanierungs-
maßnahmen wurden entwickelt? Von welchen Akteuren und mit 
welchem Ziel bzw. Erfolg wurden diese Maßnahmen durchge-
führt? Aufgrund der extremen Umweltverschmutzung und gra-
vierenden Belastungen für Mensch und Natur im Jahr 199022 
stellt sich zuerst einmal die Frage, warum so wenig unternom-
men wurde, um diesem Zustand entgegen zu wirken. Warum 
führten die Binnenanalysen über die Umweltbelastungen nicht 
zu entsprechenden politischen Maßnahmen? 
Abschließend stellen sich noch Fragen, die sich jedoch erst nach 
Betrachtung der gesamten Analyseergebnisse beantworten las-
sen. Einerseits versucht dieses Projekt zu klären, wer die Ver-
antwortung für das ökologische Desaster im Gebiet des Uran-
erzbergbaues der SDAG Wismut trägt. Schon zu Beginn der 
Projektrecherchen deutet sich an, wie facettenreich die Beantwor-
tung dieser Frage sein wird. Dies können einzelne Vertreter der 
Wismut, Wissenschaftler, die Gesamtstruktur der Wismut, politi-
sche Entscheidungsträger im Partei-und Staatsapparat, die inter-
nationalen Rahmenbedingungen, das Umweltministerium und 
Mitarbeiter des Ministeriums für Staatssicherheit (MfS) oder aber 
auch eine Kombination aus mehreren Akteuren sein. Anderer-
seits wird das Projekt untersuchen, wie es trotz umfangreicher 
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umweltrechtlicher Rahmenbedingungen zu solchen teils katas- 
trophalen Belastungen kommen konnte.

Erste Thesen und Erklärungsansätze

Der Sonderstatus des Uranbergbaugebiets und die rasche Aus-
dehnung der wirtschaftlichen Aktivitäten führten dazu, dass die 
SAG/SDAG Wismut sicherlich zu Recht als „Staat im Staate“ an-
gesehen wurde. Tatsächlich übte die Wismut und ihre gesam-
te Organisation im Uranbergbaugebiet eine absolute Macht aus. 
Dies bedeutete das Vorhandensein eines strengen Sicherheitsregi-
mes und einer eigenen Partei- und Sicherheitsabteilung sowie die 
umfängliche Bereitstellung sozialer und kultureller Leistungen. 
Bereits 1949 benutzten westliche Medien die Bezeichnung „Staat 
im Staate“, um das Gebiet des Uranerzbergbaus in der sowjeti-
schen Besatzungszone zu beschreiben.23 Aber auch in den Berich-
ten und Dokumenten des SPD-Ostbüros wurden die sowjetischen 
Betriebe und deren Arbeitsweise in der DDR Ende der 1940er und 
Anfang der 1950er Jahre mit diesem Begriff charakterisiert.24 Die 
SAG Wismut wurde nicht wie die anderen SAG in der DDR von 
der „Verwaltung für das sowjetische Vermögen in Deutschland“ 
geleitet, sondern unterstand von Anfang an der 8. Verwaltung des 
Ministeriums für mittleren Maschinenbau in Moskau.25 Auch die 
wichtigsten Studien zur Geschichte der Wismut gehen grundsätz-
lich von einem „Staat im Staate“ für das Wismut-Gebiet aus.26

Obwohl die gravierenden Umweltprobleme und Strahlenbe-
lastungen in den ersten Jahren kaum zur Kenntnis genommen 
wurden, gingen schon Anfang der 1950er Jahre erste Berich-
te, Messwerte und Analysen über die Intensität der Wasserver-
schmutzung in Uranbergbaugebieten weit über die Grenzen des 
Wismut-Gebietes hinaus.27 Seit Ende der 1950er Jahre wurden 
dann regelmäßig Informationen zur Umweltsituation an zahlrei-
che administrative Abteilungen und Ministerien weitergeleitet. 
Betrachtet man nun die in der Forschungsliteratur dominierende 
Darstellung vom „Staat im Staate“ aus einer umwelttechnischen 
Perspektive, lässt sich diese Theorie jedoch nicht vollumfäng-
lich halten. Nach einer ersten Archiv- und Aktensichtung ergibt 
sich das Bild einer vielfältigen Verzahnung von administrativen 
Ebenen und Organen, die im Entscheidungsprozess bezüglich 
möglicher Umweltbelastungen und deren Folgen relevante Ent-
scheidungen (Auswurfgenehmigungen, Wasserkonzentration, 
Vergaberechte etc.) zu treffen hatten. Es bleibt zu fragen, ob die-
se Kenntnisse zu Reaktionen der Behörden, Ministerien und Ver-
waltungen außerhalb der Wismut-Organisation führten. Es ist 
stark anzunehmen, dass dies der Fall war. Daraus ergeben sich 
natürlich weitere Fragen: Zu welchen Reaktionen und Maßnah-
men führten diese Kenntnisse? Waren die Reaktionen bzw. Maß-
nahmen unter gewisse Vorzeichen gestellt, dass es grundsätzlich 
dem Interesse der Wismut zu dienen hatte?
Aus den positiven Ansätzen der DDR-Umweltpolitik der 1950er 
und 1960er Jahre entstanden zahlreiche rechtliche Rahmenbedin-
gungen (Landschaftsdiagnose 1953, Rekultivierungsanordnung 
1969, Landeskulturgesetz 1970 und die Verankerung des Umwelt-
schutzes in der Verfassung), die eigentlich zu einen soliden Um-
weltschutz hätten beitragen können.28 Des weiteren existierten auf 
der staatlichen, betrieblichen, parteilichen und kommunalen Ebe-
ne eine Vielzahl von Organen, die als Kontrollinstanzen für den 
Umweltschutz hätten agieren können oder sich zumindest mit 
den durch die Wismut verursachten Umweltbelastungen hät-
ten auseinander setzen müssen. Aus der ersten Betrachtung der 

rechtlichen Rahmenbedingungen und administrativen Organisa-
tionsstruktur sowie den Ergebnissen der ersten Archivrecherchen 
lässt sich eine zweite These ableiten: Die gravierenden Umwelt-
belastungen und -verschmutzungen des Uranerzbergbaus wäh-
rend des gesamten Förderzeitraums lassen sich nicht hauptsäch-
lich der Verantwortung der Wismut zuschreiben. Vielmehr lassen 
die zahlreichen Versäumnisse im Bereich des Umweltschutzes auf 
allen administrativen Ebenen auf eine kollektive Verantwortung 
und ein Systemversagen schließen. Folglich ergeben sich für den 
weiteren Analyse- und Forschungsprozess systemische Fragen an 
das SED-Herrschaftssystem auf Partei-, Fach-, Kommunal- und 
Staatsebene. Aus welchen Gründen versagte das System, obwohl 
die rechtlichen und administrativen Rahmenbedingungen bestan-
den und obwohl die Notwendigkeit erkannt wurde, die Umwelt-
belastungen zu verringern und vorbeugende Maßnahmen umzu-
setzen?
Ein erster Erklärungsansatz könnten die geringen finanziellen 
Spielräume der Umweltbehörden sowie deren Kompetenzschwä-
che sein. Andererseits beinhaltete dies auch eine unzureichen-
de ökonomische Bewertung der Naturressourcen und das Fehlen 
ökonomischer Kriterien zur Bewertung von Schäden. Ein weite-
rer Aspekt betrachtet den Umgang mit dem Fachwissen über die 
Belastbarkeit der Umwelt und die Auswirkungen der Umwelt-
verschmutzungen sowie die oftmals fehlenden modernen Um-
welttechniken. Es gilt zu prüfen, ob die Leitungspositionen in den 
Organen für Umweltschutz unter dem Aspekt der Systemtreue im 
Hinblick auf die Herrschaftssicherung der Partei vergeben wur-
den. Oder waren vielleicht doch das Fachwissen der Bearbeiter 
und Leiter, um Sachentscheidungen durchzusetzen, ausschlagge-
bend? Weiterhin stellt sich die Frage, ob bei der Umsetzung von 
Umweltmaßnahmen der Vertreter des Parteiapparates, das Mili-
tär, der Gewerkschaftsvertreter, der Mediziner oder der Toxikolo-
ge in seiner Entscheidungsgewalt höher eingestuft wurden.
Während des gesamten Zeitraums des Uranbergbaus in der DDR 
war der Stellenwert von Umweltschutz und industrieller Pro-
duktion nie gleichwertig. Dies zeigte sich besonders daran, dass 
nur wenige Maßnahmen unternommen wurden, um die Strah-
lenexposition zu verringern.29 Hinzu kam, dass die SDAG Wis-
mut kaum Sanierungskonzepte für die Bergbauschäden entwor-
fen und nur sehr geringe Rücklagen für deren Sanierung gebildet 
hatte. Erst mit der geplanten Schließung der IAA Crossen zum 
31. Dezember 1989 entwickelte die SDAG Wismut erstmals ein 
vollumfängliches Sanierungskonzept für die Zeit nach der Stillle-
gung eines Betriebes.30 Andererseits bedrohten die zunehmenden 
Umweltbelastungen immer wieder die Aufrechterhaltung der 
Produktion. Daraus ergibt sich eine dritte These: Die SDAG Wis-
mut war im Bereich des Umweltschutzes und der Eingrenzung 
der Umweltbelastungen nicht untätig. Gleichwohl wurden ledig-
lich die allernötigsten Maßnahmen durchgeführt, um die indus-
trielle Produktion sicherzustellen. Die Reaktionen der Wismut 
beziehen sich fast ausschließlich auf die Auswirkungen der Um-
weltverschmutzung, nicht aber auf eine Veränderung der Pro-
duktionsweise bzw. -intensität. Prinzipiell ging es also nicht um 
die Vermeidung der Entstehung der Belastungen, sondern um 
die Verteilung der vorhandenen und bereits entstandenen Be-
lastungen. Das Ziel der Maßnahmen der SDAG Wismut war es, 
die Produktionsmittel, besonders Wasser, stets in ausreichendem 
Maße zur Verfügung stellen zu können und nicht vordergründig 
die Umwelt zu schützen. Der Umweltschutz war für die Betriebe 
und industriellen Absetzanlagen in dem Maße nützlich, wie er 
dem Selbstzweck der Aufrechterhaltung der Produktion diente. 
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Methodik und Untersuchungsebenen

Das hier vorgestellte Forschungsprojekt ist interdisziplinär, in-
terdependent, multi-perspektivisch und multi-archival angelegt. 
Die Bearbeitung erfordert eine interdisziplinäre Herangehens-
weise, die eine Kombination von historiografischen, sozialwis-
senschaftlichen und naturwissenschaftlichen Methoden vo-
raussetzt. Die Kontamination der Umweltmedien durch den 
Uranerzbergbau hatte zwei wesentliche Komponenten – die ra-
diologische und die Schwermetallkontamination. Das räum-
lich relativ begrenzte und dichtbesiedelte Gebiet, in dem Uran 
in der DDR gefördert wurde, führte unweigerlich zu einer Über-
lagerung von Umweltbelastungen. Um die Probleme, Um-
weltbedingungen, Veränderungen und Belastungen aus unter-
schiedlichsten Blickwinkeln untersuchen zu können, wird das 
Analyseverfahren der Histoire Croisée31 angewandt. Mit Hil-
fe dieser interdisziplinären Betrachtungsweise können grund-
legende Aspekte und Prinzipien des politischen Systems, des 
Wirtschafts- und Rechtssystems der DDR zur Erklärung der 
komplexen Umweltproblematik im Uranerzbergbau herangezo-
gen werden. Um die Ausmaße der Verschmutzung und die Wir-
kungen der Umweltschutzmaßnahmen bewerten und einordnen 
zu können, müssen Methoden der naturwissenschaftlichen Da-
tenanalyse, Messwerte von chemischen Reaktionen und der Be-
lastung herangezogen werden.
Mit Hilfe des Begriffs der Interdependenz32 soll hier die wech-
selseitige Abhängigkeit der verschiedenen gesellschaftlichen, be-
trieblichen und politischen Akteure im Uranbergbaugebiet, aber 
auch innerhalb der Staats- und Parteiführung und zwischen der 
Ostberlin und Moskau abgebildet werden. Da die Handlungen 
und Entscheidungen eines Akteurs gravierende Auswirkungen 
auf andere Akteure haben konnten, sollen hier die Einzelpers-
pektiven, Wertungen und Einstellungen in Verbindung gesetzt 
werden. 
Der multi-perspektivische Ansatz nimmt drei Untersuchungs-
ebenen in den Blick, die die Standpunkte und Handlungsspiel-
räume der verschiedenen Akteure und Umweltorgane wieder-
geben. Die erste Untersuchungsebene beschäftigt sich mit den 
betrieblichen und kommunalen Organisationen und Leitungen, 
die für eine Bewertung von Umweltbelastungen und die Um-
setzung von Umweltschutzmaßnahmen verantwortlich waren. 
Dazu zählen die Leitungsebene der SDAG Wismut, das 1966 ge-
gründete Wissenschaftlich-Technische Zentrum (WTZ) der Wis-
mut, das Zentrale Umweltlabor (ZUL) als Teil des WTZ sowie 
die Leiter der einzelnen Objekte und Anlagen. Ebenso fertig-
te die SDAG Wismut den sogenannten Jahresbetriebsplan Wie-
derurbarmachung an und gründete 1986 in allen Bergbau- und 
Aufbereitungsbetrieben Kommissionen für Rekultivierung und 
Wiederurbarmachung. Andererseits werden auf dieser Analy-
seebene die kommunalen Verwaltungsorganisationen, d. h. die 
Abteilungen für Wismutangelegenheiten (WA) bei den Räten der 
Bezirke, die Gebietsleitung Wismut und die Bezirkskommissio-
nen für Rekultivierung und Wiederurbarmachung betrachtet.
Die Staats- und Parteiführung bildet die zweite und mittlere Un-
tersuchungsebene. Sie verzahnt die internationalen Rahmenbe-
dingungen mit der DDR-Umweltpolitik. Trotz einer Vielzahl an 
Ministerien, Behörden und Kommissionen, die auf parteilicher 
und staatlicher Ebene verankert waren, bleibt die Frage, warum 
die Umsetzung der Umweltschutz- und Rekultivierungsmaß-
nahmen nur sehr zögerlich durchgeführt wurde. In den späten 
1960er und frühen 1970er Jahren hatte die Staats- und Parteifüh-

rung zahlreiche administrative Organe eingerichtet, die die Auf-
gabe hatten, den Umweltschutz durchzusetzen, die Umweltbe-
lastungen zu reduzieren und die Rekultivierung zu regeln. In 
den meisten staatlichen Ministerien und Behörden existierte ein 
Beauftragter für Wismutangelegenheiten, oder es waren Kom-
missionen für Wiederurbarmachung und Rekultivierung und 
Umweltüberwachung vorhanden. Demzufolge hätte durch die 
Kombination von administrativen Organen (Ministerium für 
Umweltschutz und Wasserwirtschaft, Staatliche Amt für Atom-
sicherheit und Strahlenschutz, Oberste Bergbehörde, Wasserwirt-
schaftsdirektionen etc.) mit den gesetzlichen Rahmenbedingen 
eine zumindest teilweise Eingrenzung der Umweltbelastungen 
erreicht werden können.
Einen Erklärungsansatz bietet die dritte Untersuchungsebe-
ne, die die internationalen Rahmenbedingungen betrachtet und 
den Uranerzbergbau der Wismut in den Ost-West-Konflikt33 ein-
schließlich der „Superpower-Relations“ einordnet. Da die Sow-
jetunion nach Ende des Zweiten Weltkrieges über nur wenige 
eigene Uranvorkommen verfügte, begann in den nächsten Jah-
ren ein beispielloser Auf- und Ausbau der Uranindustrie in der 
sowjetischen Besatzungszone. Der unkoordinierte Abbau von 
Uranerz in einer der dichtbesiedeltsten Gegenden Europas nahm 
die hohen ökologischen, ökonomischen und sozialen Belastun-
gen und Folgekosten nicht zur Kenntnis. Relevant für die sow-
jetische Besatzungsmacht war allein die Menge und Qualität des 
Produktionsergebnisses,34 um das sowjetische Atomprogramm 
auszubauen und im Rüstungswettlauf der 1950er Jahre zwischen 
der USA und der Sowjetunion den ersten Platz zu besetzen. Das 
sowjetische Ziel, ein nukleares Gleichgewicht herzustellen, for-
cierte in den 1950er und 1960er Jahren die atomare Hochrüstung 
und erforderte große Mengen von Uran für die nukleare Waf-
fenproduktion.35 Der geringe Handlungsspielraum der DDR ge-
genüber der Besatzungsmacht und der Druck Moskaus auf eine 
maximale Uranförderung bis in die 1980er Jahre sowie die nicht 
gleichwertige Behandlung von Ökologie und Ökonomie zeigten 
die Abhängigkeit der DDR von der Sowjetunion.
Eine vierte Analyseebene beschäftigt sich mit den daraus resul-
tierenden Konsequenzen für die Umweltsituation an den zahl-
reichen Objekten der SDAG Wismut, für die Stadtplanungen 
und städtebaulichen Veränderungen, für die Bevölkerung und 
die gesamte lebende Natur. Die radiologische Seite des Uran-
erzbergbaus, aber auch konventionelle Fragestellungen wie die 
Schwermetall- und Salzbelastung, Standsicherheit von Gruben-
bauen und Dämmen hatten enorme Konsequenzen für die oben 
genannten Bereiche. Dazu zählen aber auch die Reaktionen der 
Akteure auf Umweltbelastungen und die daraufhin unternom-
menen Schutzmaßnahmen. Diese waren zwar dem Primat der 
Aufrechterhaltung und Steigerung der Produktion unterworfen, 
trugen aber zur Reduzierung der Belastung von Gewässern und 
anderen Bereichen bei.
Die hier vorgestellten Untersuchungsebenen lassen sich nicht 
unabhängig und isoliert voneinander betrachten. Aufgrund der 
vielfältigen Überschneidungen der vier Ebenen scheint es unum-
gänglich, die jeweilige innen- und außenpolitische Situation, die 
Perspektive der Entscheidungsträger und die ökonomischen und 
rechtlichen Bedingungen zu betrachten und zu bewerten. Die 
historiografische Bearbeitung des Themas erfordert ebenso die 
Betrachtung des Spannungsverhältnisses zwischen der DDR und 
der Sowjetunion, zwischen der Bezirksleitung Karl-Marx-Stadt 
und der Objektleitung Wismut sowie zwischen der Wismut-Lei-
tung, den Betriebsleitungen und den verschiedenen Ministerien. 
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Daher ist es für das hier skizzierte Vorhaben von zentraler Be-
deutung, die autoritären Strukturen der DDR, die Abhängigkeit 
der DDR von der Sowjetunion und die doppelte Wirkmächtig-
keit der SDAG Wismut in der DDR (ideologischer Aspekt und 
Umweltbelastungen damals, heute und in Zukunft) zu rekons- 
truieren, zu kontextualisieren und zu problematisieren.
Multi-archival bedeutet eine umfassende Analyse bislang unaus-
gewerteten Quellenmaterials des Unternehmensarchivs der Wis-
mut GmbH, des Sächsischen Bergarchivs, des Sächsischen und 
Thüringischen Staatsarchivs, des Bundesbeauftragten für die 
Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR, 
des Archivs der sozialen Demokratie (AdsD) sowie einschlägiger 
Quellen zum Uranerzbergbau der DDR im Bundesarchiv Ber-
lin einschließlich der Stiftung Archiv der Parteien und Massen-
organisationen der DDR (SAPMO). Um die Perspektive des so-
wjetischen Partners der Wismut und die der Umweltpolitik der 
DDR im internationalen Kontext zu vervollständigen, sollen mit 
Hilfe von Dokumenten und Akten aus russischen Archiven (Ar-
chivfonds der staatlichen Kooperation der Atomenergie (OORF) 
– Ministerium für mittleren Maschinenbau, Russ. Staatl. Militär-
archiv (RGWA), Russ. Archiv der sozialpolitischen Geschichte 
(RGASPI), Staatsarchiv der Russ. Föderation (GARF)) die Reakti-
onen und Anweisungen aus Moskau, der sowjetischen Leitungs-
ebene und der sowjetischen Wissenschaftler erforscht und dar-
gestellt werden. Der Zugang zu den Archivalien in Moskau ist 
allerdings in starkem Maß von der Bereitschaft und Hilfe der 
russischen Mitarbeiter und der allgemeinen politischen Situation 
abhängig. Besonders der nur eingeschränkte oder gar fehlende 
Zugang zum Archivfonds der staatlichen Kooperation der Atom-
energie (OORF) und des Dienstarchivs des Außenministeriums 
könnte die Auswertung der sowjetischen Perspektive beschrän-
ken.36

Während die Verbesserungen im Strahlenschutz durch die Wis-
mut in den 1950er Jahren bereits detailliert beschrieben wurden, 
sind die Zusammenhänge zwischen der Gesundheit der Bevöl-
kerung und dem Aufbau eines betriebsinternen Gesundheitswe-
sens und dessen Funktion und Wirkungsweise bislang nicht un-
tersucht worden.37 Ebenso ist eine Einordnung des Justizsystems 
in die Gesamtfragestellung mit dem Umgang von Umweltpro- 
blemen im Uranerzbergbau dringend geboten. Welche Mittel hat- 
te die Justiz, um den in der Verfassung festgeschrieben Umwelt-
schutz durchzusetzen und eventuelle Vergehen zu bestrafen? Ein 
weiteres bisher unbeachtetes Feld ist der gesamte Bereich der 
Verladestationen sowie der Hilfs- und Zulieferbetriebe der SAG/
SDAG Wismut. Dazu zählen Projektierungsbetriebe, Transport-
betriebe, der zentrale geologische Betrieb und verschiedene Re-
parationsbetriebe. Aber auch Betriebe, die verschiedene Aus-
rüstungsgegenstände und Techniken für den Untertageeinsatz 
fertigten, waren ein zentraler Bestandteil der Uranproduktion.38 
Während einzelne Effekte des Wassermangels und der Wasser-
verschmutzung im Uranerzbergbau bereits nachgezeichnet wur-
den, stellt die Frage nach den komplexen Zusammenhängen von 
Wasserverschmutzung, Wassermangel und die Folgen für die 
Land- und Forstwirtschaft nach wie vor ein Desiderat dar. 
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